


Seit ich denken kann, arbeitete mein Va-
ter in mehreren Jobs gleichzeitig. Sein 
Hauptjob war Vollzeit in der Gebäude-
reinigung. Dazu kamen Nebenjobs, eben-
falls in der Reinigung.  Krankmeldungen 
�N�R�Q�Q�W�H�� �H�U�� �V�L�F�K�� �Q�L�F�K�W�� �O�H�L�V�W�H�Q���� �1�L�F�K�W�� �8���Q�D�Q��
�]�L�H�O�O���� �D�E�H�U�� �Y�R�U�� �D�O�O�H�P�� �Q�L�F�K�W�� �D�X�V�� �$�Q�J�V�W�� �H�U��
setzt zu werden. Seit mehreren Jahren 
arbeitete er an demselben Objekt. In der 
Gebäudereinigung ist das ungewöhnlich. 
�9�L�H�O�H���%�H�V�F�K�¦�I�W�L�J�W�H���I�D�K�U�H�Q���W�¦�J�O�L�F�K���Y�R�Q���2�U�W��
zu Ort, stehen unter enormem Zeitdruck 
�X�Q�G�� �D�U�E�H�L�W�H�Q�� �X�Q�W�H�U�� �Q�R�F�K�� �S�U�H�N�¦�U�H�Q�� �%�H��
dingungen. Für meinen Vater war dieser 
Standort das kleinere Übel.  Und genau 
diese Angst wurde gefüttert und gegen 
�L�K�Q���Y�H�U�Z�H�Q�G�H�W��

Jedes Jahr begann im Herbst dieselbe 
�'�U�R�K�X�Q�J���� �9�L�H�O�O�H�L�F�K�W�� �Y�H�U�O�L�H�U�H�� �G�L�H�� �)�L�U�P�D��
den Standort. Vielleicht wolle der Eigen-
tümer lieber eine Firma, die „alles aus 
einer Hand“ anbietet: Reinigung, Gar-
tenarbeit, Hausmeistertätigkeiten. Also 
arbeitete mein Vater noch mehr. Er über-
nahm Aufgaben, die nicht zu seinem 
eigentlichen Job gehörten. Er machte 
Überstunden. Er sagte selten nein. Nicht, 
weil er blind gehorsam war, sondern weil 
er Angst hatte. In Deutschland arbeiten 
rund 600.000 Menschen in der Gebäude-
�U�H�L�Q�L�J�X�Q�J���� �������� �G�H�U�� �%�H�V�F�K�¦�I�W�L�J�W�H�Q�� �K�D�E�H�Q��
einen Migrationshintergrund. Viele erle-
ben täglich, wie austauschbar ihre Arbeit 
behandelt wird. Wer krank wird, wer 
sich beschwert oder seine Rechte einfor-
dert, gilt schnell als schwierig und kann 
ersetzt werden. 

Nach der Beerdigung ging es also 
weiter. 

Die Rechnung für den Krankenwagen lag 
�L�P�� �%�U�L�H�I�N�D�V�W�H�Q���� �R�E�Z�R�K�O�� �H�U�� �]�X�K�D�X�V�H�� �J�H��
storben war. Nachdem wir die Rechnung 
bei der Krankenkasse eingereicht hatten, 
�N�D�P�� �G�L�H�� �O�H�W�]�W�H�� �/�R�K�Q�D�E�U�H�F�K�Q�X�Q�J�� �P�H�L�Q�H�V��
Vaters. Die Winterdienste fehlten und 
sein Samstagsdienst ebenso. Also gingen 
wir zu seiner Gewerkschaft. Dort wurde 
uns erklärt, dass wir nachweisen müss-
ten, dass mein Vater diese Stunden tat-
sächlich gearbeitet hatte. Wir waren also 
�S�O�¸�W�]�O�L�F�K���L�Q���G�H�U���%�H�Z�H�L�V�S�9���L�F�K�W��

Wie beweist man di�R Arbeitszeit eines 
Toten?

Ich begann also seine Unterlagen zu 
durchsuchen. An der Wand seines Pau-
�V�H�Q�U�D�X�P�V���8�P�N�O�H�L�G�H���� �H�L�Q�� �D�E�J�H�V�S�H�U�U�W�H�U��
�%�H�U�H�L�F�K�� �L�P�� �.�H�O�O�H�U�� �X�Q�W�H�U�� �H�L�Q�H�U�� �7�U�H�S�S�H����
hängt ein Kalender. Dort hatte mein Vater 
jedes Mal ein „K“ eingetragen, wenn er 
den Winterdienst machen musste. K für 
„Kar“, das heißt Schnee auf türkisch. In 
�G�H�U���:�R�F�K�H���Y�R�U���V�H�L�Q�H�P���7�R�G���V�W�D�Q�G���E�H�L�Q�D�K�H��
jeden Tag zweimal ein „K“ im Kalender. 
Später erfuhr ich, dass er teilweise bis zu 
acht Stunden Schnee geschippt hatte, be-
�Y�R�U���H�U���Q�R�F�K���]�X���V�H�L�Q�H�P���1�H�E�H�Q�M�R�E���I�X�K�U��

�0�L�W�� �M�H�G�H�P�� �'�R�N�X�P�H�Q�W�� �Y�H�U�V�W�D�Q�G�� �L�F�K�� �P�H�K�U��
�¾�E�H�U���G�L�H���%�H�G�L�Q�J�X�Q�J�H�Q�����X�Q�W�H�U���G�H�Q�H�Q���P�H�L�Q��
Vater gearbeitet hatte. Ich sprach mit 
Kollegen, ehemaligen Mitarbeitern und 
Arbeitern anderer Firmen, die täglich am 
gleichen Objekt arbeiteten. Viele reagier-
ten resigniert. „Das bringt doch nichts“, 
sagten sie. „Das Geld bekommt ihr nicht 
zurück.“. Aber es ging nicht ums Geld. Es 
ging um Gerechtigkeit für ihn und ande-
�U�H���$�U�E�H�L�W�H�U���X�Q�W�H�U���G�H�Q���J�O�H�L�F�K�H�Q���%�H�G�L�Q�J�X�Q��
gen.

Also machte ich mich an den Ordner mit 
allen arbeitsbezogenen Unterlagen mei-
nes Vaters. Darin lagen Stundenzettel, 
eine Abmahnung und alte Gerichtsunter-
lagen. Ich fand Dokumente über nicht 
ausgezahlte Stunden für Winterdienste 
�D�X�V���I�U�¾�K�H�U�H�Q���-�D�K�U�H�Q�����,�F�K���I�D�Q�G���6�F�K�U�L�I�W�Y�H�U��
�N�H�K�U�� �¾�E�H�U�� �Z�H�Q�L�J�H�� �&�H�Q�W�� �/�R�K�Q�H�U�K�¸�K�X�Q�J����
die meinem Vater zustanden, aber nie ge-
zahlt wurden. Und ich fand eine Abmah-
nung. Darin stand, mein Vater habe sich 
während einer „unerlaubten Frühstücks-
�S�D�X�V�H�	�� �E�H�G�U�R�K�O�L�F�K�� �Y�R�U�� �V�H�L�Q�H�P�� �9�R�U�D�U�E�H�L��
ter aufgebaut. Er habe ihn angeschrien 
und gesagt, man solle ihn „wie einen 
Menschen behandeln“. Ich denke nichts 
�K�D�W�� �P�L�F�K�� �M�H�� �V�R�� �V�H�K�U�� �Y�H�U�O�H�W�]�W�� �Z�L�H�� �G�L�H�V�H�Q��
Satz zu lesen. Später fand ich auch die 
Unterlagen zum Einspruch gegen diese 
Abmahnung. Am Ende ging es um einen 
�.�D�5�� �H�H���� �G�H�Q�� �P�H�L�Q�� �9�D�W�H�U�� �]�Z�L�V�F�K�H�Q�� �]�Z�H�L��
Objekten getrunken hatte. Es stellte sich 
heraus, der angebliche Zeuge habe gelo-
gen. Zwischen den Dokumenten lag die 
Sterbeurkunde meiner Großmutter, die 
er einreichen musste, um einen einzigen 
freien Tag zu bekommen. Je mehr ich 
las, desto klarer wurde mir, dass der Tod 
meines Vaters kein isolierter Vorfall war. 
Nicht ein tragisches Einzelereignis. Son-
dern das Ergebnis jahrelanger Arbeits-
bedingungen, die Menschen erschöpfen, 
ausbeuten und unter Druck setzen.

Die WHO schätzt, dass jedes Jahr rund 
1,9 Millionen Menschen weltweit an den 
Folgen schlechter Arbeitsbedingungen 
�V�W�H�U�E�H�Q���� �%�H�V�R�Q�G�H�U�V�� �O�D�Q�J�H�� �$�U�E�H�L�W�V�]�H�L�W�H�Q��
erhöhen das Risiko für Herz-Kreislauf-
Erkrankungen erheblich. Dennoch gelten 
Arbeitsbedingungen selten als Todes-
ursache. Wenn Arbeiter sterben, spricht 
man über persönliche Gesundheit, über 
�$�O�W�H�U���� �¾�E�H�U�� �/�H�E�H�Q�V�V�W�L�O���� �$�E�H�U�� �Q�X�U�� �V�H�O�W�H�Q��
über die Unternehmen, politische Ent-
scheidungen und Verantwortung oder 
ein System, das Menschen dazu zwingt, 
über ihre körperlichen Grenzen hinaus-
zuarbeiten.

Ich denke oft an die letzte Woche 
meines Vaters zurück. An die zwei „K“ 
pro Tag im Kalender. An die Angst, 
ersetzbar zu sein. An den Satz aus der 
Abmahnung: 

„Behandeln Sie mich wie einen 
Menschen.“

�8�Q�G���Y�L�H�O�H���0�H�Q�V�F�K�H�Q���X�P���P�L�F�K���K�H�U�X�P���I�U�D��
gen zurecht:
Wie kann es sein, dass Menschen nach 
Jahrzehnten körperlicher Arbeit sterben 
und ihre Familien danach Arbeitsstun-
den beweisen müssen?
Wie kann es sein, dass man nach einem 
Todesfall Rechnungen für Krankenwa-
gen erhält?
Wie kann es sein, dass Menschen an 
ihren Arbeitsbedingungen sterben und 
�W�U�R�W�]�G�H�P�� �Q�L�H�P�D�Q�G�� �Y�H�U�D�Q�W�Z�R�U�W�O�L�F�K�� �]�X��
sein scheint?
�'�R�F�K�� �Z�L�U�� �E�O�H�L�E�H�Q�� �Q�L�F�K�W�� �Q�X�U�� �P�L�W�� �R�5�� �H��
nen Fragen zurück. Der Tod meines Va-
ters war kein Einzelfall. Und was auch 
passiert, wenn ein Arbeiter stirbt: Der 
Kampf für bessere Arbeitsbedingungen 
wird umso entschlossener weitergeführt, 
für ihn und für alle seine Kollegen.
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Aber mit diesen 43 Punkten gegen Asylanten ist es nicht getan. 
In praktisch allen anderen Kapiteln tauchen weitere Punkte 
auf, die sich gegen die Sündenböcke Ausländer richten. So 

wird schon in Kapitel 1 eine #deutschdenken-Imagekampagne mit 
dem ‚Stolz-Pass‘ gefordert. Auch bei dem Kapitel Kultur und Integra-
tion sind Einwanderungspolitik und das Sterben unseres Volkes wich-
tige Themen. Beim Kapitel Schulpolitik tauchen auch wieder die Aus-
länder, zumeist Asylanten oder Illegale genannt, als die Schuldigen 
auf. Wegen ihnen ist der Unterricht so schlecht. Das gilt auch für die 
Wissenschaft, wo man ausländische Wissenschaftler loswerden will. 
Bei der Inneren Sicherheit tauchen neben den Ausländern dann auch 
noch die Linksradikalen auf. Eigentlich gibt es kaum einen Punkt, bei 
dem die Ausländer nicht an allem schuld sind. So nimmt das Thema 
Ausländer, Asylanten, Illegale faktisch mindestens ein Drittel bis die 
Hälfte des Programms der AfD für Sachsen-Anhalt ein.

Viele Versprechungen
Die AfD hat bei den anderen bürgerlichen Parteien gut gelernt. Das 
Wahlprogramm ist voller Versprechungen: Mit der AfD wird alles 
besser und Geld gibt es wie Heu. So soll es für die ersten beiden 
Kinder 2.000 € und jedes weitere Kind 4.000 € Baby-Begrüßungsgeld
für deutsche Kinder geben. Sie verspricht: …Krippen und Kindergär-
ten… ab dem ersten Kind kostenlos… Kita- und Schulessen… kosten-
frei und von hoher Qualität. Woher das Geld angesichts leerer Kassen 
kommen soll? Dazu schweigt die AfD vornehm. Und dazu soll viel 
Geld in die Überwachung, Kasernierung von Asylanten und die dazu 
gehörige Bürokratie fl ießen. Für das Quälen und Schikanieren von 
Menschen schmeißt man das Geld zum Fenster raus. So sollen z.B. 
alle zur Verfügung stehenden medizinischen Mittel (u.a. Zahnuntersu-
chung, Röntgen der Handwurzel und des Schlüsselbeins) nutzen, um 
das wahre Alter angeblicher UMA festzustellen. (UMA: unbegleitete 
minderjährige Ausländer)

„Ausländer“
„Asylanten“
„Illegale“
Das AfD-Wahlprogramm für Sachsen-
Anhalt und worüber nicht gesprochen 
wird

Im September finden Wahlen in Berlin, Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt statt. 
Die AfD bringt sich in Stellung, in den letzten beiden Bundesländern könnte sie stärkste Kraft 
werden. Mit über 250 Punkten verabschiedete die Partei im April ihr Wahlprogramm für Sach-
sen-Anhalt, das sie schon als Regierungsprogramm bezeichnet. Allein 43 Punkte davon ste-
hen im Kapitel Remigration und stellen damit den Schwerpunkt dar.
(direkte Zitate aus dem Wahlprogramm sind kursiv gesetzt)

Sie kündigt eine Technisierungs-, Digitalisierungs- und KI-Strategie
für Sachsen-Anhalt an. Da wird sie ihre Freunde wie Elon Musk und 
Co. mit viel Geld füttern.

Deutsch denken?
Unter dem Titel Deutsch denken! kündigt die AfD unter anderem 
neue patriotische Tourismuskonzepte an. Ob das zu Tourismusströ-
men führt? Im Zusammenhang mit der Raubkunst aus der NS-Zeit 
beklagen sie die künstliche Aufrechterhaltung eines Schuldgefühls, 
das wir endlich ablegen sollten. Ebenso fordern sie: Gefallene Sol-
daten haben ihr Leben für die Verteidigung ihres Landes gegeben. Es 
ist ein erstes Zeichen der patriotischen Wende, dass wir dieses große 
Opfer anerkennen und ehren.
Modernes Bauen wie z.B. im Bauhaus-Stil wollen sie bekämpfen: 
Wir orientieren uns damit an… Donald Trump… Das ist wohl patrio-
tisch und sehr deutsch? In der Kunst bekämpfen sie International(is-
tisch)es und wollen, dass diese einen Beitrag zu deutscher Identitäts-
fi ndung leistet.
Zum Deutsch denken gehört auch das Prinzip spalte und herrsche 
sowie verbiete. Daher will die AfD Gendersprache im gesamten amt-
lichen Sprachgebrauch untersagen. Auch an Schulen. Selbst Worte 
wie ‘Studierende‘ statt ‚Studenten‘ sollen verboten werden. In der 
Präambel ihre Programms stellen sie sich gegen …Gängelung der 
Bürger durch überbordende Bürokratie… Doch im Bereich der Kultur 
wollen sie massiv eingreifen und gängeln.
Im Rahmen der von der AfD lautstark angeprangerten Verbotskul-
tur wollen sie Eingebürgerte zu einer Erklärung zwingen, …keine 
ausländischen Konfl ikte aktiv (zu) unterstützen. Dies gilt insbesonde-
re für Konfl ikte meines ehemaligen Heimatlandes. Das heißt, Einge-
bürgerte müssen zwangsweise auf ihr grundgesetzliches Recht der 
freien Meinungsäußerung und politischen Betätigung verzichten. 
Das ist Verbotskultur nach dem Geschmack der AfD! Deutsche, vor 
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„Ausländer“
„Asylanten“
„Illegale“
Das AfD-Wahlprogramm für Sachsen-
Anhalt und worüber nicht gesprochen 
wird

allem die AfD, dürfen jederzeit zu Konfl ikten in aller Welt Stellung 
nehmen und Diktaturen freundschaftlich unterstützen. Eingebür-
gerte werden zu Bürgern zweiter Klasse!
Negativ fi ndet die AfD: Die Schule soll Einwanderer integrieren, so-
ziale Nachteile aller Art beheben und den Schaden einer schlechten 
Familie ausgleichen. Das wollen sie abschaff en und unnötige So-
zialarbeiter entlassen. Klagt die AfD zu Anfang demagogisch über 
das schlechte Schulsystem, das dazu führt, dass junge Menschen 
mangelhaft Lesen, Schreiben und Rechnen können, will sie gerade 
Maßnahmen zur Behebung sozialer Nachteile oder Ausgleichsmaß-
nahmen bei Familien mit Defi ziten abschaff en. Letztlich sollen so 
Kinder aus wohlhabenden Familien bevorzugt und aus armen Fa-
milien noch stärker benachteiligt werden. Weder soziale und psy-
chologische Betreuung noch Integration und Inklusion seien Aufgabe 
der Schule.
Fordert sie zuvor noch eine Technisierungs-, Digitalisierungs- und KI-
Strategie für Sachsen-Anhalt, so bezeichnet sie kurz danach, den Um-
gang mit digitalen Medien (als) eine Ursache für den Bildungsverfall. 
Sie drehen sich opportunistisch nach dem Wind. Das alles nennen 
sie optimale Förderung und bestmögliche Bildung für alle!

Wozu wird nichts gesagt?
Manchmal ist es entlarvender, auf das zu schauen, was nicht gesagt 
wird. Davon gibt es im AfD-Wahlprogramm für Sachsen-Anhalt viel.
Selbstverständlich wird nicht über Kapitalismus und Ausbeutung 
gesprochen. Ausbeutung gibt es für die AfD nur durch Asylanten. 
Dass das Kapital alle Arbeiter und Angestellten, egal ob Deutsch oder 
Ausländer, ausbeutet, um seinen Reichtum 
zu vermehren, dazu schweigt man. Stattdes-
sen beschwört man das Wir, die nationale 
Einheit, also die Einheit von Arbeiterklasse 
mit dem Kapital.
Wenn sich die AfD zum Thema Krieg äu-
ßert, dann sagt sie nichts über Imperialis-
mus. Dabei wird zunehmend sichtbar, dass 
zwischen den Großmächten USA und China 
sowie Russland und EU mit Deutschland 
ein gnadenloser Kampf um Märkte und 
Rohstoff e geführt wird. Die schon jetzt zu-
nehmenden Kriege wie in der Ukraine, Iran-
Palästina-Israel-USA werden nicht geführt, 
weil Putin oder Trump spinnen oder Xi aus 
China so raffi  niert ist. Es geht hier gnaden-
los um Machtinteressen. Merkwürdigerwei-
se hat die AfD nichts davon mitbekommen.
Auch bei den brutalen Kürzungen im Ge-
sundheitsbereich, bei der Rente, der Bildung usw. ist die AfD blind 
für die Interessen des Kapitals, mehr Staatsgelder in seine Taschen 
zu leiten. Die AfD kennt als Sündenböcke nur Asylanten, Asylanten 
und nochmal Asylanten. Es ist so off ensichtlich, dass hier von der 
brutalen Realität des Kapitalismus durch lautes Geschrei gegen Asy-
lanten abgelenkt werden soll. Die AfD zeigt damit deutlich, dass sie 
nicht auf der Seite der arbeitenden Menschen oder der kleinen Leute
steht, wie sie sagt.
Es ist unmöglich, alle 250 Punkte des Wahlprogramms hier im De-
tail darzulegen und zu widerlegen. Dann bräuchten wir ein Buch. 
Doch die aufgezeigten wesentlichen Punkte ziehen sich durch das 
gesamte Programm: Leere Versprechungen in Hülle und Fülle, Spal-
tung und Hetze, Schweigen zu Kapitalismus, Imperialismus und 
den Ursachen der Kriege. Insgesamt ist es ein Programm zur Ablen-
kung vom Kapitalismus. Die unten sollen sich untereinander um die 
Krümmel vom Tisch der herrschenden Klasse prügeln.

Die AfD kennt 
als Sündenböcke 
nur Asylanten, 
Asylanten und 
nochmal 
Asylanten. 
Es ist off ensicht-
lich, dass hier 
von der brutalen 
Realität des 
Kapitalismus 
durch lautes 
Geschrei gegen 
Asylanten 
abgelenkt 
werden soll.

Profi teure des 
Krieges
So titelt das Handelsblatt vom 19.5.26 einen Beitrag zu den 
Auswirkungen des Iran-Krieges. Während der Krieg, vor allem 
die Sperrung der Straße von Hormus, vor allem Produzenten 
im Nahen und Fernen Osten unter Druck bringt, teilweise die 
Produktion sinkt oder eingestellt werden muss, profi tieren laut 
Handelsblatt Konzerne in den USA und Europa vom Krieg.

Besonders krass ist das bei den Ölkonzernen, die sich als 
Kriegsgewinnler die Hände reiben. So hat z.B. BP seinen Netto-
gewinn im ersten Quartal 2026 im Vergleich zum Vorjahr um 
129% auf 3,2 Milliarden Dollar steigern können. Auch andere 
Ölkonzerne wie Total Energies (+29%) oder Shell (+24%) pro-
fi tieren vom Krieg. Der saudische Konzern Aramco hat seinen 
Gewinn ebenfalls um 26% gesteigert, da er einen Großteil 
seines Öls über eine Pipeline ans Rote Meer transportiert. Die 
Knappheit des Öls und Erdgases ist zwar teuer für die Verbrau-
cher, aber super für die Konzerne. In manchen Ländern können 
sich Menschen kaum noch Gas zum Kochen leisten. Strom ist 
in vielen Regionen im Preis enorm gestiegen. Die Verarmung 
schreitet voran, während die Großkonzerne Kasse machen.

Auch verschiedene Rohstoff händler sind Kriegsgewinnler. 
Besonders gut war der Krieg mit dem Iran für die kriselnde 
europäische Chemieindustrie, insbesondere die deutsche. Denn 
die asiatischen Firmen in China, Japan und anderen Ländern 
haben Schwierigkeiten, Rohstoff e für die Produktion zu be-
kommen und zudem steigen die Preise dafür gewaltig. Von 17 
Chemiekonzernen im Stoxx-Aktienindex übertrafen daher 12 
die Erwartungen der Analysten.

Besonders vorteilhaft ist der Iran-Krieg für US-amerikanische 
Chemieunternehmen wie DOW, der zu Anfang des Jahres noch 
unter der schwachen Weltwirtschaft litt. Im 2. Quartal ergab 
sich dank des Krieges eine Gewinnverdoppelung! Wenn der 
Krieg weitergeht und sich damit die Versorgungsengpässe in 
Asien verschärfen, könnte das den Gewinn von DOW und ande-
ren US-Chemiekonzernen noch steigern. Sie beziehen ihre Roh-
stoff e vor allem aus Frackingprodukten, ruinieren die Umwelt, 
sind aber unabhängig von Öl und Gas aus dem Nahen Osten.

Auch Düngerproduzenten haben höhere Gewinne dank stei-
gender Preise. Nur die Bauern leiden darunter. Der Hamburger 
Kupferproduzent Aurubis gehört auch zu den Kriegsgewinn-
lern, da er das Abfallprodukt Schwefelsäure auf einmal teuer 
verkaufen kann. Bisher lief 50% des weltweiten Schwefelhan-
dels über die Straße von Hormus. Aurubis konnte seine Jahres-
gewinnprognose von 425 auf 525 Millionen Euro erhöhen.

Man sieht also, auch im Krieg gibt es eine Klassenfrage. Das 
Kapital kann den Krieg zu einer Quelle höherer Profi te ma-
chen. Die Arbeiterklasse und die große Mehrheit der arbeiten-
den Menschen bezahlen die Kriege mit höheren Preisen, Entlas-
sungen, Sozialabbau, sinkenden Löhnen und im schlimmsten 
Fall auch mit ihrem Leben. Ihr Klasseninteresse ist daher 
gegen die Kriege der Großmächte!



16 INNERES

S logans wie „Freie Presse - Schützen was uns wichtig ist“ 
kann man seit Anfang Mai auf zahlreichen Plakaten in 
ganz Deutschland lesen. Die Europäische Kommission hat 

eine gigantische Werbekampagne gestartet, um die angeblichen 
Errungenschaften der EU in Bezug auf Presse-, Meinungs- und 
Wissenschaftsfreiheit anzupreisen. Doch zeitgleich geht man in 
Brüssel und hierzulande immer härter gegen die Teile der Pres-
se vor, die nicht bereit sind, die Politik der herrschenden Klasse 
zu stützen. Was wie ein Widerspruch zwischen Selbstdarstel-
lung und Praxis erscheint, passt eigentlich sehr gut zusammen. 
Denn in Zeiten, in denen die Politik die Pressefreiheit angreift, 
wird es umso notwendiger, sich als ihr Beschützer darzustellen.

Internationaler Tag der weniger freien Presse 
Der internationale Tag der Pressefreiheit am 3. Mai dient je-
des Jahr als Bestandsaufnahme für die Lage der unabhängigen 
Presse. Im Zentrum steht dabei das jährliche Ranking von Re-
porter ohne Grenzen, bei dem die Organisation die Pressfrei-
heit in 180 Ländern bewertet. Doch der Tag dient auch für so 
manche Regierung dazu, sich gegenüber der globalen Konkur-
renz zu profilieren. So erklärte Kulturstaatsminister Wolfram 
Weimar im Vorfeld des Tages, man müsse ihn nutzen, um auf 
die „mutigen Journalisten in Ländern wie Venezuela, Russland 
und Iran“ aufmerksam zu machen. Ohne Zweifel ist die Lage der 
unabhängigen Presse in diesen Ländern nicht besonders gut, 
doch damit stehen sie längst nicht allein da. Dieses Jahr fiel die 
Bilanz vieler Staaten nicht gut aus. Weltweit hat sich die Lage 
von Journalistinnen und Journalisten verschlechtert und auch 
Deutschland rutscht in der diesjährigen Rangliste erneut eini-
ge Plätze nach unten. Dabei spricht Reporter ohne Grenzen von 
einer wachsenden Bedrohungslage hier im Land. Als zentrale 
Gründe dafür werden die steigenden Übergriffe auf Journalis-
ten, insbesondere bei der Berichterstattung über rechtsextreme 
Milieus, und die „unverhältnismäßig hohen Hürden bei der Be-
richterstattung zum Nahostkonflikt“ genannt. Bereits Anfang 
des Jahres sprach Reporter ohne Grenzen in seinem Lagebericht 
von einem angespannten Klima bezüglich der Nahostberichter-
stattung. Demnach hätten Journalisten Schwierigkeiten, Kriegs-
verbrechen Israels auf die Art und Weise aufzugreifen wie bei 
anderen Ländern. 

Pressefreiheit im Rahmen der Staatsräson
Der enorme Druck, der auf Medienschaffenden hierzulande las-
tet, wenn es darum geht über den Völkermord in Gaza zu berich-
ten, wurde in den letzten zwei Jahren immer wieder deutlich. So 
wurde schon vor zwei Jahren bekannt, dass die ARD eine Hand-
reichung mit dem Titel „Glossar Berichterstattung zum Nahostkon-
flikt (zur internen Nutzung)“ an seine Mitarbeiter gegeben hat, in 
der auf 44 Seiten dargelegt wird, wie man den Krieg Israels gegen 
das palästinensische Volk einzuordnen habe. Das Papier listete 
unter anderem eine Reihe von Experten, die man zu dem Thema 
anfragen könne, wobei diejenigen, die in Verdacht stehen, von der 
Staatsräson in einigen Punkten abzuweichen, etwa die Politologin 
Muriel Asseburg, mit einem Warnhinweis und dem Verdacht der 
einseitigen Argumentation versehen wurden. Befeuert wurde der 
Druck auf die Berichterstattung auch von Vertretern Israels. Das 
bekam unter anderem die ARD-Journalistin Sophie von der Tann 
zu spüren. Die Tel Aviv-Korrespondentin des öffentlich-rechtlichen 
Senders sah sich aufgrund ihrer Berichterstattung aus Israel, die 
auch Kriegsverbrechen der IDF ansprach, mit einer Welle von 
Hass und Diffamierungen durch Vertreter der israelischen Regie-
rung in Deutschland konfrontiert. Zwar gab es einige Kolleginnen 
und Kollegen und auch Reporter ohne Grenzen, die ihr daraufhin 
Solidarität aussprachen, seitens der Bundesregierung gab es je-
doch keinerlei Rückendeckung. 

Die Berichterstattung zum Völkermord in Gaza ist insgesamt als 
Musterbeispiel für den Umgang Deutschlands mit der Pressefrei-
heit zu sehen. Denn dabei hat sich besonders deutlich gezeigt, dass 
diese nur so weit gewährleistet bzw. geschützt wird, wie nicht 
die Gefahr besteht, in zu großem Maße den Interessen der herr-
schenden Klasse in die Quere zu kommen. Mit dem Berufen auf 
die Staatsräson hatte man ein besonderes Mittel in der Hand, um 
die diese Interessen zu verschleiern und konnte so deutlich härter 
gegen Abweichungen vorgehen, ohne einen zu großen Aufschrei 
zu produzieren. Doch die Kluft zwischen der Selbstdarstellung der 
Bundesregierung als moralisch überlegen und der Wahrnehmung 
großer Teile der Bevölkerung wurde irgendwann so groß, dass im-
mer mehr Teile der Gesellschaft diese Verschleierung nicht mehr 
abgekauft haben. Immer wieder wurde in Meinungsumfragen das 
geringe Vertrauen der Bevölkerung in die Berichterstattung zu 
dem Thema deutlich. 

Druck, Sanktionen, Staatsräson

PRESSEFREIHEIT 
UNTER BESCHUSS

Die herrschende Klasse führt einen Kampf um die Wahrheit.
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Freie Presse – Sanktionieren was uns nicht passt 
Die Berichterstattung zum Völkermord in Gaza ist zwar ein beson-
ders eindrückliches Beispiel für den Umgang der Bundesregierung 
mit der Pressefreiheit, aber längst nicht das einzige. Bereits in der 
letzten Ausgabe (Mai 2026) haben wir den Fall des von der EU sank-
tionierten Journalisten Hüseyin Doğru behandelt. Der Gründer der 
Online-Plattform von Red Media war nicht der einzige, dem im 
Kontext seiner journalistischen Tätigkeit die Konten gesperrt und 
das Reisen verboten wurde (mittlerweile wurde sogar das Konto 
von Doğrus Mutter gesperrt). Im selben Sanktionspaket wurde 
auch der Schweizer Militäranalyst und Autor Jacques Baud aufge-
führt, mit denselben Konsequenzen für sein persönliches Leben. 
Der Fall von Jaques Baud ist ein besonders interessant, weil Baud 
durchaus als renommierter Experte für die Lage in der Ukraine ge-
sehen werden kann. Er arbeitete für den Schweizer Nachrichten-
dienst als Analyst für die Ostblockstaaten und war sogar Teil von 
NATO-Missionen in der Ukraine. Die Sanktionen gegen ihn wur-
den mit der Verbreitung von „prorussischer Propaganda“ und dem 

Verbreiten von Verschwörungstheorien zum Angriff  Russlands auf 
die Ukraine begründet. Seine „Verschwörungstheorie“ besteht da-
bei darin, dass er in seinen Büchern und der Öff entlichkeit Gründe 
für den Ausbruch des Ukrainekrieges aufzeigt, die nicht dem herr-
schenden Narrativ entsprechen, nach dem der alleinige Grund da-
für in der Machtgier und Ausbreitungsfantasien Wladimir Putins 
zu fi nden ist. Je länger der Krieg in der Ukraine andauert, desto 
wichtiger wird es für Deutschland und die anderen EU-Staaten, 

dieses Narrativ aufrecht zu erhalten. Nur so können all die Waf-
fenlieferungen, die das Töten weiter am Laufen halten, gegenüber 
der Bevölkerung gerechtfertigt werden. Nur so kann jede Verhand-
lungsoption zu Ungunsten der eigenen Interessen bei der Auftei-
lung der Ukraine ausgeschlagen werden. 

Herrschende Klasse führt Kampf um die Wahrheit
Der Druck auf die unabhängige Presse zeigt deutlich: Der Kampf 
um die Deutungshoheit und Wahrheit wird im Zuge der Kriege der 
letzten Jahre härter geführt als zuvor und die Pressefreiheit ist ein 
zentrales Kampff eld. Und dieser Kampf wird nicht nur über die 
Regierungen geführt. Auch die Kapitalisten selbst mischen dabei 
mit. Ein besonders beunruhigendes Beispiel könnte die Richtung 
aufzeigen, in die sich die Pressefreiheit entwickelt: Das neueste 
Startup des Tech-Unternehmers Peter Thiel. Mit Objection will 
der Gründer des Überwachungssoftware-Unternehmens Palantir 
mittels KI eine allein für die Medienwelt geschaff ene Paralleljustiz 
einrichten. Jeder kann für 2000 Euro gegen Aussagen in der Presse 

klagen, woraufhin diese von KI und ehemaligen FBI-Mitarbeitern 
auf ihren „Wahrheitsgehalt“ geprüft werden. Die Entscheidungsge-
walt über die Wahrheit liegt dabei bei denjenigen, die unsere Aus-
beutung und Unterdrückung aufrechterhalten wollen. Das bedeu-
tet auch, dass all jene Medienschaff ende, die den Kampf dagegen 
aufnehmen und die wahren Ursachen aufdecken, zur Zielscheibe 
von der herrschenden Klasse und ihrer Regierungen werden. 
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Trump lässt Komplimente regnen - Ausdruck der 
zuspitzenden Widersprüche

Mit einer enormen Delegation aus ca. 20 Vertretern des US-Finanz-
kapitals reiste Trump in China an. Unter ihnen: Tech-Milliardär 
Elon Musk, Mitbegründer und CEO des NVIDIA-Monopols Jen-
Hsun Huang, Apple-CEO Tim Cook und Boeing-CEO Kelly Ortberg. 
Denn der US-Handelskrieg gegen China läuft nicht wie erwartet. 
Dieser wurde zwar zunächst mit sicherheitspolitischen“ Gründen 
gerechtfertigt, das Ziel war allerdings klar: ein Zurückdrängen Chi-
nas auf der globalen Bühne. China konnte zurückschlagen, wie z.B. 
durch die Kontrolle der Seltenen Erden (China verarbeitet knapp 
90% der Seltenen Erden weltweit) oder anderer Lieferketten wie 
Solarzellen und Batterien. Auch der Krieg gegen den Iran kann aus 
US-Sicht nicht „gewonnen“ werden und dann wäre da noch das 
Thema Taiwan. Das Image der USA als „Weltmacht im Untergang“ 
verfestigt sich. Zudem machen die Umfragewerte für Trump deut-
lich, dass China am längeren Hebel sitzt. Doch auch China braucht 
die USA. Als Markt, um die Waren aus ihrer massiven Überproduk-
tion abzusetzen, aber auch für den Import von High-Tech-Produk-
ten, wie die Hochleistungschips von NVIDIA. 
Er habe „so viel Respekt für China und die Arbeit, die sie geleis-
tet haben“, sagte Trump nach dem Gespräch mit Xi Jinping. „Es ist 
eine Ehre mit ihnen zusammen zu sein und ihr Freund zu sein. 
Die Beziehung zwischen China und den USA wird besser sein als je 
zuvor.“ Bei den ganzen Komplimenten und der freundlichen Ges-
tik könnte man meinen, es stehen sich nicht zwei imperialistische 
Großmächte gegenüber, die in einem Hegemonialkonflikt und er-
bitterten Handelskrieg verwickelt sind, der den gesamten Plane-
ten beeinflusst. Doch absurde Aussagen wie diese sind es, die uns 
die gegenseitigen Abhängigkeiten und die sich zuspitzenden Wi-
dersprüche zwischen den Imperialisten verdeutlichen: Auf kurze 
Sicht muss Trump liefern und XI Jinping nimmt die Zugeständnis-
se dankend an. Die USA wollen ca. zehn chinesischen Firmen, da-
runter die Alibaba Group, die „H200“-Hochleistungschips (wichtig 
für KI) von NVIDIA zum Verkauf freigeben. Auch Flugzeuge und 
Turbinen von Boeing will China kaufen und selbst die Exportlizen-
zen für Rindfleisch freigeben. 
Das einzige außenpolitische Zugeständnis, das Trump Xi abrin-
gen konnte, war dessen Aussage, dass der Iran keine Atomwaffen 
besitzen sollte. In Sachen Taiwan gab es wohl „Gespräche“ über 
US-Waffenlieferungen, die von chinesischer Seite als Erfolg be-
zeichnet werden. Doch auch dort ist nicht wirklich eine Entspan-

nung in Sicht, denn Taiwan bleibt für „Big-Tech“ aufgrund ihrer 
leistungsstarken Halbleiter unverzichtbar. Eine Kontrolle Chinas 
würde eine Neuverteilung globaler Lieferketten bedeuten. All das 
ist für keine Seite „der große Wurf“ und bedeutet sicherlich nicht 
das Ende des Handelskriegs, sondern ein kurzfristiges Entgegen-
kommen, dass beiden Imperialisten nicht sonderlich wehtut – mit 
einem kleinen Plus für China. Der zugrundeliegende Hegemonial-
konflikt wird sich dadurch weiter verschärfen, denn die Zeit tickt 
im Sinne des chinesischen Imperialismus. Jede US-Maßnahme, die 
China nicht schwächt, stärkt es auf lange Sicht. Doch dass wohl-
wollende Worte Trumps noch nichts zu bedeuten haben, wissen 
alle spätestens seit dem letzten China-Besuch, nachdem er Kompli-
mente regnen ließ und kurz darauf einen Handelskrieg verkünde-
te. Das der „Kuchen“ noch nicht gegessen ist zeigte Trump mit sei-
ner Einladung Xi Jinpings nach Washington für den 24. September.

Putins Besuch: Die Allianz der Rohstoffe und 
gegenseitigen Abhängigkeiten

Kurz nach Trumps Abflug folgte der nächste imperialistische 
Staatschef: Wladimir Putin. Die russisch-chinesische Partnerschaft 
sei auf einem „beispiellos hohen Niveau“ heißt es. Putin sprach 
trotz „ungünstiger äußerer Umstände“ – ein verhüllter Hinweis 
auf Russlands Isolation durch den Krieg gegen die Ukraine – von 
einer „starken, positiven Dynamik“ in den Wirtschaftsbeziehun-
gen. Diese freundschaftlichen Worte kaschieren jedoch nur eine 
imperialistische Interessensgemeinschaft: Russland benötigt drin-
gend einen Absatzmarkt für seine Rohstoffe, China muss die Ener-
gie für seine Warenproduktion sichern. Das jährliche bilaterale 
Handelsvolumen liegt bei über 200 Milliarden US-Dollar und ist 
für beide Seiten essenziell. Die Energiekooperation ist der Kern 
dieser Partnerschaft, die Putin als „Lokomotive“ der gegenseitigen 
Beziehungen bezeichnete. Im Jahr 2025 lieferte Russland 101 Mil-
lionen Tonnen Erdöl sowie 49 Milliarden Kubikmeter Erdgas nach 
China. Geplant sind weitere Gaspipeline-Projekte wie die „Power 
of Siberia 2“ über die Mongolei, die Russlands wirtschaftliche Ab-
hängigkeit von China weiter zementiert, aber eben auch einen Aus-
weg aus der Krise mit Europa darstellt. Wie jede Allianz zwischen 
Imperialisten ist auch diese von inneren Widersprüchen geprägt. 
Beim Besuch zeigte sich China weiterhin als „neutraler Vermittler“ 
im Ukrainekrieg – während es gleichzeitig die militärische Zusam-
menarbeit mit Russland intensiviert, einschließlich geheimer Aus-
bildungsprogramme für russische Soldaten.

China lädt ein
Wer den Tisch deckt, 
bestimmt das Menü

Die Vertreter der zwei größten imperialistischen Staaten, US-Präsident Donald Trump und der chinesische 
Staatspräsident Xi Jinping, trafen sich kürzlich in Peking. Kurz danach besuchte der russische Präsident 

Vladimir Putin China, gefolgt von einer Vertreterin des deutschen Imperialismus: Katherina Reiche. 
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Reiches Besuch: Der Kampf des deutschen 
Imperialismus gegen den Technologierückstand

Kaum war Putins Delegation abgereist, empfi ng Xi die nächste Be-
sucherin: Bundeswirtschaftsministerin und Lobbyistin für fossi-
le Energie Katherina Reiche – gemeinsam mit 35 Vertretern des 
deutschen Finanzkapitals, darunter Schaeffl  er-Vorstand Thomas 
Stierle sowie Vertretern aus dem Bereich erneuerbare Energien 
und Start-ups, die den Technologierückstand aufholen sollen, und 
BASF-Chef Markus Kamieth, der erst wenige Wochen zuvor die Er-
öff nung eines neuen BASF-Mega-Werks in 
China gefeiert hatte - die größte Einzelin-
vestition der Unternehmensgeschichte mit 
fast neun Milliarden Euro. 
Das Kernziel der Delegation war klar: Bes-
serer Zugang zu Seltenen Erden und Inves-
titionen. Wie bereits erwähnt verarbeitet 
China knapp 90% der Seltenen Erden welt-
weit und hatte im Zuge des Handelskriegs 
mit den USA die Ausfuhr von sieben Seltenen Erden und daraus 
gefertigten Magneten gedeckelt – mit direkten Folgen für die deut-
sche Industrie. Moderne Technologien sind ohne diese Rohstoff e 
nicht denkbar und Deutschlands exportorientierte Wirtschaft 
steckt in der Klemme. Das Handelsdefi zit mit China spricht eine 
deutliche Sprache: Deutschland importierte 2024 Waren im Wert 
von 170 Milliarden Euro aus China – 8,8 Prozent mehr als im Vor-
jahr – während die deutschen Exporte nach China um 9,7 Prozent 
auf 81 Milliarden Euro zurückgingen. Besonders hart triff t es die 
Stahlindustrie: Die deutsche Rohstahlproduktion ist im ersten 
Halbjahr 2025 um knapp zwölf Prozent auf das Niveau der Finanz-
krise 2009 gesunken. Von den zehn größten Stahlkonzernen welt-
weit sitzen sechs in China. Der erste deutsche Konzern, Thyssen-
krupp, landet auf Rang 42. Chinesische Konkurrenten verkaufen 
dieselben Güter teils 50 Prozent unter Marktpreis und verdrängen 
die deutsche Stahlindustrie systematisch vom Markt. Das EU-wei-
te Handelsdefi zit mit China stieg 2025 auf 359,3 Milliarden Euro 
– fast ein Fünftel mehr als im Vorjahr. Ökonomen nennen dies den 
„zweiten China-Schock“.

Kaum saß Reiche, kam Chinas Handelsminister Wang auch schon 
zur Sache: Er beklagte EU-Handelsschutzmaßnahmen mit „stark 
protektionistischer Färbung“ und versuchte dabei Deutschland zu 
isolieren. Seine Botschaft war klar: China und Deutschland seien 
doch eigentlich „Nutznießer der Globalisierung“ mit ähnlichen 
Interessen – wenn da nicht der US-Handelskrieg und die EU mit 
ihren Schutzmaßnahmen wäre. Denn die EU drängt mit Maßnah-
men wie dem „Industrial Accelerator Act“ zu härteren Bedingun-
gen für chinesische Investitionen.

Reiche versuchte stattdessen, ihn zu um-
werben. Chinesische Investitionen seien 
„willkommen“, sagte sie. Überall auf dieser 
Tour schwärmte sie von der „Stärke Chi-
nas“ und der „Technologieführerschaft“. 
Das ist keine Naivität, sondern Kalkül: Als 
Vertreterin des deutschen Kapitals weiß 
Reiche, dass der deutsche Imperialismus 
schlicht (noch) nicht in der Position ist, 

dem chinesischen Kapital Bedingungen aufzuzwingen. Wer auf 
chinesische Investitionen hoff t, um Deutschlands Technologie-
rückstand aufzuholen, muss nett wirken und die eine oder andere 
Provokation auch schlucken können. Diese Unterwürfi gkeit ist das 
Eingeständnis, dass der deutsche Imperialismus gegenüber dem 
chinesischen zunehmend ins Hintertreff en gerät. Jahrzehntelang 
lieferte die deutsche Industrie die Technik für Chinas Aufstieg – 
nun sind es Deutschlands Kernindustrien, die in Bedrängnis sind.
Dass die europäischen und insbesondere die deutschen Imperialis-
ten nicht einfach hinnehmen werden, in wirtschaftlicher wie mili-
tärischer Hinsicht ins Hintertreff en zu geraten, sondern dem Gang 
der Geschichte vor allem auf militärischem Gebiet eine andere 
Wendung geben wollen, das zeigen die gigantischen Aufrüstungs-
Programme in der EU („ReArm Europe“-Plan, 800 Mrd. € Militär-
ausgaben) und deren Mitgliedsstaaten, sowie die Angriff e auf den 
noch verbleibenden Sozialstaat.

Als Vertreterin des deutschen 
Kapitals weiß Reiche, dass der 

deutsche Imperialismus schlicht 
(noch) nicht in der Position ist, 

dem chinesischen Kapital Bedin-
gungen aufzuzwingen.
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Die Umstrukturierung der Volkswa-
gen AG (VW AG), Europas größtem 
und weltweit zweitgrößtem Auto-

mobilkonzern, geht weiter. Der VW-Kon-
zern, der jahrelang mit Konkurrenten aus 
Japan und den USA auf dem weltweiten 
Automobilmarkt um einen größeren Anteil 
bei Fahrzeugen mit Verbrennungsmotor 
hart konkurrierte, verliert insbesondere 
auf dem chinesischen Markt seine Vor-
machtstellung, da Elektrofahrzeuge dort 
immer mehr Anklang finden.

Der Volkswagen-Konzern (VW), der in der vergangenen Zeit seine Produktionskapazitäten um mehr als zwei 
Millionen reduziert und dafür 70.000 Arbeitsplätze abgebaut hat, bereitet nun einen neuen Angriff vor. Dem-
nach sollen in Deutschland die Produktionskapazitäten um eine weitere Million Autos abgebaut werden. Wäh-
rend zahlreiche „Lösungen“ diskutiert werden, darunter Werksschließungen und die Verlagerung der Produk-
tion nach Mexiko und in die Türkei, fordert die Porsche-Piech-Dynastie eine Steigerung der Gewinnmarge auf 
ein Niveau zwischen 8 und 10 Prozent. Während all dies geschieht, „übersetzt“ die IG Metall die Erklärungen 
des Konzerns für die Arbeiter!

Volkswagen-Konzern (VW AG)

Die VW AG umfasst zehn Hauptmarken aus fünf europäischen Ländern, die ein breites 
Spektrum vom Massenmarkt- bis zum Luxussegment abdecken. Zu den Hauptmarken 
gehören: Volkswagen, Audi, Skoda, Seat, Cupra, Porsche, Lamborghini, Bentley, Ducati 

(Motorräder) und Volkswagen Nutzfahrzeuge (VNF).

TRATON SE, eine Tochtergesellschaft der Volkswagen AG, ist ein Zusammenschluss der 
vier früheren Lkw-Unternehmen des Konzerns. TRATON SE ist einer der weltweit füh-
renden Hersteller von Nutzfahrzeugen. Die vier Hauptmarken der Gruppe sind: Scania, 
MAN, Navistar (International) und Volkswagen Truck & Bus („VW Caminhões e Ôni-

bus“). Die Produktpalette umfasst neben leichten und schweren Lkw auch Busse.

NEUE ANGRIFFE 

BEIM VW-KONZERN
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Die Porsche-Piech-Dynastie ist unersättlich!
Unter den weltweit im Jahr 2025 verkauften mehr als 80 Millionen 
Autos lag der Anteil von Elektro- und Hybridfahrzeugen erstmals 
bei über 25 Prozent. Es wird erwartet, dass die Zahl der verkauf-
ten Elektro- und Hybridfahrzeuge, die etwas über 20 Millionen lag, 
auch in diesem Jahr weiter steigen wird.
Volkswagen liegt in Europa sowohl bei Fahrzeugen mit Verbren-
nungsmotor als auch bei Elektrofahrzeugen an erster Stelle. Doch 
diese Position des Konzerns ist nicht sehr gefestigt. Vor allem die 
US-amerikanische Firma Tesla und das chinesische Unternehmen 
BYD dominieren derzeit auf der Welt den Markt für Elektrofahr-
zeuge.
Genau hier beginnen die Wettbewerbsprobleme des VW-Kon-
zerns. Wenn von „Problemen“ gesprochen wird, bedeutet das 
nicht, dass der VW-Konzern Verluste macht. Im Gegenteil, dort 
läuft alles wie am Schnürchen: VW schloss das Geschäftsjahr 2025 
mit einem Gewinn von 6,9 Milliarden Euro ab. Der Finanzvorstand 
des Konzerns, Arno Antlitz, begann bei der Vorstellung der Bilanz 
für 2025 mit den Worten: „Das Jahr 2025 war geprägt von geopoli-
tischen Spannungen, Zöllen und intensivem Wettbewerb“. Damit 
sagt Antlitz jedoch nur die halbe Wahrheit: Wären die in der Bilanz 
als „Sondereffekte“ bezeichneten Posten – mit Ausnahme der US-
Zölle – herausgerechnet worden, hätte der Konzern ein operatives 
Ergebnis von 17,7 Milliarden Euro erzielt, was einer Gewinnmarge 
von 5,5 Prozent entsprochen hätte. 
Nach Angaben des Betriebsrats (BR) belastete allein der Strate-
giewechsel bei Porsche die Konzernbilanz mit rund 5 Milliarden 
Euro, während sich die US-Zölle mit rund 3 Milliarden Euro in der 
Bilanz niederschlugen. Außerdem flossen 
dem Konzern plötzlich weitere 6 Milliarden 
Euro zu! Über die Herkunft dieser Summe 
wurde der Öffentlichkeit bislang noch kei-
ne Auskunft gegeben. Insgesamt betrachtet 
jammert der VW-Konzern trotz seiner star-
ken Position auf hohem Niveau.
Die Erwartungen der Eigentümer des Kon-
zerns, der Porsche-Piech-Dynastie und des 
Staatsfonds von Katar, sind äußerst klar: 
Laut einem am 27. April 2026 veröffent-
lichten Bericht der Zeitung Handelsblatt 
haben die Eigentümer des Konzerns im 
VW-Aufsichtsrat mitgeteilt, dass sie „Pläne 
zur Entwicklung einer neuen Vision haben, 
die trotz sinkender Verkaufszahlen eine 
Gewinnmarge von zehn Prozent anstrebt“. 
Die Automobil-Milliardäre üben seit lan-
gem Druck auf die Unternehmensleitung 
aus, um die Gewinnmarge und die Dividen-
denzahlungen zu sichern, und fordern ver-
stärkte Sparmaßnahmen.

Mehr Gewinn bei 
geringeren Verkäufen
Die „neue Vision“ der Porsche-Piech-Dynastie und anderer Aktio-
näre ist nicht neu. Mit weniger Arbeitskräften mehr produzieren, 
verlängerte Arbeitstage und Versuche, die Löhne der Arbeiter zu 
senken – das steht im Streben des Kapitals nach maximalem Profit 
immer auf der Tagesordnung. In der sozialistischen Literatur wird 
dies kurz als „extreme Ausbeutung“ bezeichnet!
Da die Porsche-Piech-Dynastie ihren Managern den Auftrag erteilt 
hat, „trotz geringerer Verkaufszahlen höhere Gewinnmargen“ zu 
erzielen, braucht man kein Hellseher zu sein, um zu erkennen, 
dass die Angriffe auf Arbeiterrechte im VW-Konzern erheblich zu-
nehmen werden.

Alle „Sparpakete“, die innerhalb des Konzerns unter dem Vorwand 
der „Sicherung von Arbeitsplätzen und Wettbewerbsfähigkeit“ 
auf den Tisch kommen, dienen ausschließlich der Steigerung der 
Gewinnmarge: Abgesehen von früheren Zeiten wurden seit 2020 
kontinuierlich zahlreiche Sparmaßnahmen zur Kostensenkung 
umgesetzt. Noch bevor der Ende 2023 beschlossene Plan, bis 2026 
jährlich 10 Milliarden Euro einzusparen, umgesetzt werden konn-
te, wurde Ende 2024 in Deutschland der Abbau von 35.000 Arbeits-
plätzen sowie die Schließung von zwei Werken (Dresden und Os-
nabrück), in China 20.000 Entlassungen und die Schließung von 
zwei Werken (Xinjiang und Nanjing) beschlossen. 
Während die Entlassungen und Werksschließungen in Deutsch-
land bis 2030 andauern werden, wurden die betroffenen Werke 
in China bereits geschlossen und 20.000 Beschäftigte entlassen. 
VW-Chef Oliver Blume sagte dazu: „Was für uns in China eine sehr 
positive Erfahrung war, ist die hohe Disziplin und Bereitschaft bei 
der Umsetzung der Maßnahmen. […] Wir sollten uns ansehen, wie 
andere Länder vorgehen; auch in China gibt es viel darüber zu ler-
nen, wie sich das Land entwickelt“ (BILD, 21.3.2026: „Wir haben 
VW von Grund auf umgekrempelt“) und machte damit deutlich, 
dass man einen aggressiveren Kurs einschlagen werde.

Überkapazitäten werden abgebaut
CEO-Blume legte bei der Aufsichtsratssitzung Ende April einen 
fast 180-seitigen Bericht vor, der in Zusammenarbeit mit der Bera-
tungsfirma „Boston Consulting Group“ (BCG) erstellt worden war. 
Demnach seien die Produktionskapazitäten in allen Werken des 
Konzerns nach wie vor hoch, deshalb müssen vier weitere Werke 

geschlossen werden. Wie bekannt ist, hatte 
sich der VW-Konzern Ende 2024 mit dem 
Gesamtbetriebsrat (GBR) und der IG Metall 
darauf geeinigt, die Produktionskapazität 
von über 12 Millionen auf 10 Millionen bis 
Ende 2027 zu senken. In diesem Zusammen-
hang war beschlossen worden, in Deutsch-
land insgesamt 50.000 Beschäftigte abzu-
bauen – davon 35.000 aus VW-Werken und 
15.000 von Audi und Porsche (im Rahmen 
von Vorruhestandsregelungen und Sozial-
plänen) – sowie die zwei Werke (Dresden 
und Osnabrück) zu schließen. Dieser Plan 
hatte die Produktionskapazität in Deutsch-
land um eine Million reduziert. Durch die 
Schließung von zwei Werken in China und 
die Entlassung von 20.000 Beschäftigten 
wurde die Gesamtproduktionskapazität in 
China um 1,5 Millionen reduziert. Außer-
dem soll mit Ausnahme von Porsche ein 
neues Lohnsystem eingeführt werden, um 
die Löhne um 20 Prozent zu senken – die 
Verhandlungen darüber laufen hinter ver-
schlossenen Türen weiter.
Nach dem neuen Plan steht die Schließung 

der Werke in Emden, Zwickau und Hannover, in denen VW-Mo-
delle hergestellt werden, sowie des Werks in Neckarsulm, in dem 
Audi-Modelle produziert werden, auf der Tagesordnung. In die-
sen Werken sind derzeit etwa 43.000 Arbeitnehmer beschäftigt. 
In einem Artikel der Zeitschrift Manager Magazin (MM) wird ein 
Manager aus dem VW-Vorstand mit folgenden Worten zitiert: „Wir 
können in Deutschland zwei (VW-)Werke schließen, ohne auch 
nur ein einziges Auto zu verlieren. Gleichzeitig sparen wir 1,5 bis 
1,7 Milliarden Euro.“ Der Manager bezieht sich dabei auf die Wer-
ke in Emden und Zwickau. 

Gemäß dem zwischen GBR/IG Metall und 
VW unterzeichneten Vertrag werden die 
Werke in Dresden und Osnabrück 
nicht geschlossen. Der Vorstand des 
Konzerns sucht nach „Alternativen“ für 

diese Werke. Für das Werk in Dresden, in 
dem die Produktion Ende 2025 eingestellt 
wurde, laufen offiziell Arbeiten zur Um-
wandlung in einen „Innovationscampus“ 
in Zusammenarbeit mit der TU Dresden. 

Laut Informationen, die an die Presse 
durchgesickert sind, laufen jedoch Ge-

spräche über den Verkauf des Werks an 
den chinesischen Konkurrenten BYD oder 
über die Produktion für diesen Konzern. 
Was das Werk in Osnabrück betrifft, so 
laufen Gespräche über den Verkauf an 

den israelischen Rüstungskonzern „Rafael 
Advanced Defence Systems“ oder über die 
gemeinsame Produktion von Kriegsfahr-

zeugen mit diesem Unternehmen.
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Die Schließung des Werks in Hannover, in dem die Elektrofahr-
zeuge ID.Buzz und der VW-Transporter (Generation T7) hergestellt 
werden, steht schon seit längerem zur Debatte. Der neue VW-
Transporter (Generation T7), der Anfang 
2025 auf den Markt kam, wird unter ande-
rem in der Türkei produziert. Die Produk-
tion erfolgt in Zusammenarbeit mit Ford 
im Ford Otosan-Werk in Kocaeli – nach 
Angaben der Beteiligten lässt sich die Pro-
duktionskapazität in Kocaeli problemlos 
erhöhen.
Im Audi-Werk in Neckarsulm werden der-
zeit Modelle wie der A5 und der A6 pro-
duziert; beide sind Modelle mit Verbren-
nungsmotor. Audi-CEO Gernot Döllner 
hatte zuvor erklärt, dass man es vorziehe, 
die Produktion in Nordamerika zu stärken 
und ein Audi-Werk in den USA zu errich-
ten, anstatt überschüssige Produktions-
kapazitäten in Deutschland zu erhalten. 
Die Produktion in Neckarsulm könnte 
hingegen vollständig nach Ingolstadt ver-
lagert werden, wo sich der Audi-Hauptsitz 
befi ndet. Sollten diese Pläne des Konzerns 
umgesetzt werden, würden in Deutschland 
nur noch in Wolfsburg (VW) und Ingolstadt 
(Audi) Fahrzeuge für den breiteren Markt 
produziert.
Für die Porsche-Werke in Zuff enhausen 
und Leipzig gibt es noch keine konkreten 
Pläne. Laut einem Bericht in „Spiegel Plus“ 
erklärte Michael Leiters, der Anfang die-
ses Jahres zum Porsche-Vorstandsvorsit-
zenden ernannt wurde, dass derzeit Pläne 
ausgearbeitet werden, welche Modelle das 
Unternehmen gemeinsam mit Audi an wel-
chen Standorten produzieren könnte. So 
werden beispielsweise Porsches „Elektro-
SUV Macan“ und Audis „Q6 e-tron“ auf der-
selben Plattform produziert. Porsche könn-
te dieses Modell aus Leipzig abziehen und 
nach Ingolstadt verlagern, wo die Produk-
tion kostengünstiger ist. Auch das Porsche-
Modell M1 (vorläufi ger Name), das auf der 
Plattform des Audi Q5 produziert werden 
soll, könnte nach Mexiko verlagert werden, 
wo die Produktion sehr kostengünstig ist.
CEO Blume strebt im Rahmen der „SSP & 
CSP-Plattformstrategie“ (siehe Kasten) an, 
die Zahl der rund 150 Modelle aller Mar-
ken innerhalb des Konzerns auf 100 zu re-
duzieren und die Fahrzeugproduktion in 
den kommenden Jahren mit der Plattform 
der dritten Generation noch fl exibler zu 
gestalten. So können im selben Werk und 
am selben Fließband deutlich mehr Fahr-
zeuge produziert werden. Dies entspricht 
der Forderung der Porsche-Piech-Dynas-
tie nach „höheren Gewinnmargen trotz 
geringerer Verkaufszahlen“. Die VW-Chefs 
wollen sich in den deutschen Werken auf 
teure Modelle konzentrieren, die höhere 
Gewinnmargen bringen. 

IG Metall übersetzt VW!
Die Pläne des VW-Konzerns waren bereits vor der oben er-
wähnten Aufsichtsratssitzung an die Presse durchgesickert. Ver-

schiedene Medien hatten berichtet, dass 
VW nach dem 2024 in Kraft getretenen 
Sparprogramm einen neuen Angriff splan 
vorbereitet habe und dass in diesem Zu-
sammenhang die Schließung von vier 
Werken auf der Tagesordnung stehe. Die 
betreff enden Meldungen waren am 16. 
Februar, 23. April und 6. Mai auf der Web-
site des Manager Magazins (MM) veröf-
fentlicht worden. Andere Medien hatten 
die Meldungen unter Berufung auf das 
MM verbreitet.

Die IG Metall sah sich hingegen nach je-
ner Veröff entlichung im MM noch am sel-
ben Tag veranlasst, zu erklären, was die 
Artikel bedeuteten (siehe: www.igm-bei-
vw.de). Dass die IG Metall Wolfsburg qua-
si versucht, die Aussagen von CEO Blume 
zu übersetzen, ist im wahrsten Sinne des 
Wortes tragikomisch! Es wird behauptet, 
es sei „völliger Unsinn“, die in der Presse 
bekannt gewordenen Pläne des Konzerns 
als „Generalangriff “ oder „Massenentlas-
sung“ zu bezeichnen. Im Aufsichtsrat des 
Konzerns sitzen IG-Metall-Vorsitzende 
Christiane Benner, GBR-Vorsitzende Da-
niela Cavallo und andere „im Namen der 
Arbeitnehmer“. Wäre es nicht richtiger, 
statt die Presseberichte zu übersetzen, 
die Vertreter im Aufsichtsrat zu fragen, 
worüber gesprochen wurde, und entspre-
chend Stellung zu beziehen?
Von der IG Metall hätte man erwartet, 
dass sie den Arbeitern – statt CEO Blume 
zu übersetzen – anlässlich der am 11. Mai 
beginnenden Wahl der Vertrauensleute 
erklärt, wie man sich gegen die geplanten 
Angriff e wehren kann. Aber vergeblich! 
Die erste Aufgabe der neu gewählten Ver-
trauensleute und der noch zu wählenden 
Vertrauenskörper-Leiter muss es sein, 
dieser Situation Einhalt zu gebieten und 
den Kampf von der Basis aus zu organi-
sieren.

Die wichtigsten Punkte der VW-Platt-
formstrategie (SSP & CSP):

Der VW-Konzern montiert, wie andere 
Automobilkonzerne auch, Modelle ver-
schiedener Marken des Konzerns auf 
denselben Plattformen (Chassis), um 

die Produktionskosten zu senken. VW 
verkauft diese Plattformen zudem an 

andere Automobilkonzerne – so werden 
beispielsweise die in Köln hergestellten 

Ford-Modelle „Explorer“ und „Capri“ auf 
der „MEB“-Plattform von VW montiert.

SSP (Scalable Systems Platform):
Diese „Plattform 3.0“ wird ab der zweiten 
Hälfte der 2020er Jahre alle bestehenden 

modularen Plattformen des Konzerns 
(MQB, MLB, MEB) ablösen. Die Platt-

form, die Elektroantrieb und Digitalisie-
rung vereint, wird konzernweit in über 30 

Modellen eingesetzt werden, von Klein-
wagen bis hin zu Sportwagen.

Kostensenkung und Effi  zienz: Die 
SSP zielt darauf ab, die Fahrzeug- und 

Produktionskosten um 10 bis 20 % 
zu senken, indem sie die einheitliche 

Verwendung von Motoren, Achsen und 
Batterien ermöglicht.

Einheitliche Batterie: Ein wichtiger Be-
standteil der Strategie ist die Einführung 
einer einheitlichen Batteriezelle (Stan-

dardformat), die fl exibel mit unterschied-
lichen chemischen Zusammensetzungen 

bestückt werden kann.

Software-Integration: Die Konzern-
gesellschaft CARIAD arbeitet an einer 

einheitlichen Softwareplattform (VW.OS), 
um Funktionen wie „Over-the-Air“-Up-

dates zu ermöglichen.

Regionale Plattform (CSP): Aufgrund 
der hohen Dynamik auf dem chinesischen 
Markt entwickelt VW dort eigenständig 

die „China Scalable Platform“ (CSP), 
um schneller auf lokale Anforderungen 

reagieren zu können.

Strategie 2030 / Boost 2030: Diese 
Strategien zielen darauf ab, die Modell-
komplexität zu reduzieren, Prozesse zu 
straff en und die Technologie- und Volu-
menführerschaft im Bereich der Elektro-

fahrzeuge zu sichern.
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ZUM LEITARTIKEL DER 
APRIL-AUSGABE
Die Hand ins Feuer legen für Imperialisten?

Von einer Bedrohungslüge zu sprechen, gleicht einer Erklärung, 
dass Russland niemals ein Nato-Staat angreifen würde. So ist es 
auch in den meisten Fällen gemeint. Der Artikel beschreibt sehr 
gut, wie Kriege einzuschätzen sind und dass wir nicht die Hand 
für Imperialisten ins Feuer legen sollten.
Sicherlich ist ein Angriff Russlands auf ein Nato-Staat, ob heu-
te oder 2029, wie ein Schuss in den eigenen Kopf.  Weder mili-
tärisch noch ökonomisch ist Russland in der Lage, einen Krieg 
gegen die Nato zu führen. Allein die europäischen Nato-Mitglie-
der sind mit Material und Soldaten den Russen weit überlegen.
Und bisher dient nur der BND als geheime Quelle der Erkennt-
nis einer russischen Bedrohung. Eine Veröffentlichung von 17 
US-Geheimdiensten sollte auch herangezogen werden, in der zu 
lesen ist: „Russland will mit ziemlicher Sicherheit keinen direk-
ten militärischen Konflikt mit den Streitkräften der USA und der 
NATO“ („Annual Threat Assessment of the U.S. Intelligence Com-
munity“, 5. Februar 2024, Seite 14).
Der Ukraine Krieg hat mittlerweile Russland so weit gebracht, 
dass sie förmlich dabei zuschauen mussten wie die Partner Syri-
en, Venezuela, Iran oder Kuba von den USA geputscht, zerbombt 
oder ausgehungert werden. Dadurch verlieren sie nicht nur ir-
gendwelche Partner, sondern ihre Einflussgebiete. 
Aber soll das jetzt der Beweis dafür sein, dass es von Russland 
zu keinem Angriff kommt? 
In der Ukraine hatte Russland seine roten Linien. Die Nato-Ost-
erweiterung, das EU-Assoziierungsabkommen und die bevor-
stehenden Mitgliedschaften hatten diese Linie überschritten. So 
kam es zum Einmarsch Russlands in die Ukraine. Davor hatten 
innerhalb der Friedensbewegung viele drauf geschworen, dass 
es zu keinem Einmarsch in der Ukraine kommt. Naja, was da-
nach kam, findet bis heute kein Ende.
Aber genau das zeigt uns doch, dass es bestimmte roten Linien 
gibt, die wir nicht vorhersehen können. Gerade in einer Zeit, wo 
der US-Imperialismus um sich her wütet und einem Putsch die 
nächste Bombardierung folgt, bis dahin dass sie sogar Grönland 
annektieren wollen, kann doch jeder Moment der Moment sein, 
in dem rote Linien überschritten werden. 
Welches Argument überwiegt jetzt? Dass das es zu keinem An-
griff kommen wird oder dass eine weitere rote Linie überschrit-
ten wurde und es zu einem Angriff kommen wird? Wir dürfen 
nicht in schwarz-weiß denken und nicht zulassen, dass wir im 
imperialistischen Zahnrad zermürbt werden.
Eins steht fest. Das deutsche Kapital möchte auf der Sonnenseite 
des Verteilungskampfes stehen. Anstatt uns in Diskussionen zu 
verlieren, ob Russland angreift oder nicht, müssen wir darüber 
reden, warum Kriege geführt werden und wie wir die Friedens-
bewegung mit unserer Sicht der Dinge stärken können, um dem 
Ganzen ein Ende setzen. Der Frieden muss unsere rote Linie 
sein.
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SCHICKT UNS LESEBRIEFE!
Du hast eine Ergänzung, Kritik oder auch positive Rückmel-
dung zu einem Artikel? Du denkst etwas wurde falsch darge-
stellt oder wesentliche Argumente fehlen? Dir fehlt es an Arti-
keln zu bestimmten Themen? Du hast Kampferfahrungen oder 
Probleme aus deinem Betrieb die es sich lohnen zu teilen? Du 
kannst wertvolle Einblicke in Kämpfe an Unis, Schulen oder 
Nachbarschaften teilen oder von Problemen dort berichten? 
Dann schreib uns! Denn wir brauchen eure Rückmeldungen 
und Beiträge um die Zeitung ständig weiter zu entwickeln.

Wir veröffentlichen Leserbriefe und Berichte aus Be-
trieb, Schule, Uni, Alltag und Nachbarschaft.
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ZUM ARTIKEL „GIBT ES 
DIE ARBEITERKLASSE IN 
DEUTSCHLAND NOCH?“
Liebe Redaktion,

der Artikel „Gibt es die Arbeiterklasse in Deutschland noch?“ 
liefert eine überzeugende und sachlich gut begründete Ant-
wort auf die Frage des Titels. Besonders hervorzuheben ist die 
klare Einordnung, hier zeigt der Text nachvollziehbar, worauf 
sich der Begriff Arbeiterklasse bezieht und wie der Mythos des 
„Verschwindens der Arbeiterklasse“ konstruiert wird. 
Überzeugend sind außerdem die zahlreichen Statistiken und 
Darlegungen. Die dargestellten Zahlen zur Entwicklung der In-
dustrieproduktion, zur Armutsgefährdung und zur Vermögens-
verteilung verdeutlichen dies. Besonders der Hinweis, dass 
die Produktivität steigt, während gleichzeitig viele Menschen 
kaum Vermögen besitzen und weiterhin auf ihre Arbeitskraft 
angewiesen sind, macht die gesellschaftlichen Unterschiede 
deutlich.

Der Artikel schafft eine verständliche und gut belegte Analyse 
der heutigen Klassengesellschaft und erläutert wodurch Spal-
tung in der Arbeiterklasse gefördert wird.
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